
Die Ausschüsse Deutsche Einheit könnten sich sehr wohl kon­
stituieren zu einem Vorparlament, in dem diese von mir ge­
nannten Schritte vorbereitet werden könnten zur Herstellung 
einer Verfassungsgemeinschaft, einer Parlaments- und Rechts­
gemeinschaft.

Meine Damen und Herren! Um ein Harakiri, wie Sie es dem 
Abgeordneten Weiß spöttisch vorgeworfen haben, handelt es 
sich hier wahrlich nicht. Was ich vorschlage, ist nichts anderes 
als ein Verfahren gemäß Artikel 132 der Verfassung des Run­
den Tisches, und es stünde diesem Hohen Hause sehr wohl an, 
wenn es seine Verantwortung in dieser Sache jetzt wahrnähme 
und in diesem Lande, wo Länder sich bilden sollen, dazu bei­
trägt, daß hier das Selbstbestimmungsrecht der Bevölkerung 
dieses Landes verwirklicht wird, damit der Einigungsprozeß so 
weitergeht, daß hier nicht Leute, die nicht die Nutznießer der 
neuen Eigentumsverhältnisse sind, schlaflose Nächte und Exi­
stenzängste bekommen.

(Beifall beim Bündnis 90/Grüne und bei der PDS)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. - Als nächster spricht für die Fraktion der PDS 
der Abgeordnete Heuer. - Die Fraktion der DSU hat ihre Wort­
meldung zurückgezogen.

Prof. Dr. Heuer für die Fraktion der PDS:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Verfassungsge­
setzgebung ist die höchste und edelste Aufgabe eines Parla­
ments. Wir müssen uns dabei messen lassen an der Geschichte 
des Ringens um Verfassungen in Deutschland.

Unsere Verfassungsgeschichte ist gekennzeichnet durch 
große Leistungen, aber auch durch Perioden grober Mißach­
tung des Verfassungsgedankens. Der Kampf um den Rechts­
staat war immer notwendig auch ein Kampf um die Verfas­
sung, und zwar in deutscher Verfassungstradition um eine ge­
schriebene Verfassung als einheitliches Dokument, zentriert 
um Grundrechte der Menschen und Bürger und Gewaltentei­
lung.

Die erste große Periode des Verfassungskampfes in Deutsch­
land gipfelte in der Verfassung von 1848/49. Noch am 11. April 
1847 hatte der preußische König erklärt, daß er es nun nie und 
nimmer mehr zugeben werde, daß sich zwischen unseren Herr­
gott im Himmel und dieses Land ein beschriebenes Blatt, 
gleichsam eine zweite Vorsehung eindränge, um uns mit sei­
nen Paragraphen zu regieren.

Im Gefolge der Revolution aber wurde im März 1849 die erste 
Verfassung Deutschlands in der Paulskirche beschlossen. Der 
von ihr zum Kaiser gewählte preußische König lehnte sie aller­
dings als verunehrt durch den Ludergeruch der Revolution ab.

Die Reichsverfassung vom April 1871 entsprang nicht einer 
Revolution, sondern dem siegreichen Krieg gegen Frankreich. 
Sie brachte die Einheit Deutschlands, aber eine Einheit unter 
Vorherrschaft Preußens und mit Verzicht auf Grundrechte.

Der zweite Höhepunkt deutscher Verfassungsgestaltung war 
die Weimarer Verfassung vom Juli 1919, im Gefolge eines verlo­
renen Krieges und einer Revolution die erste bürgerlich-demo­
kratische Verfassung Deutschlands, verknüpft aber auch mit 
der Erinnerung an den Artikel 48 und an die Rolle, die dieser 
Artikel beim Niedergang der Weimarer Republik spielte.

Der Beginn des deutschen Faschismus wurde durch die Ver­
ordnung zum Schutze von Volk und Reich und durch das Ge­
setz zur Behebung der Not von Volk und Reich - Ermächti­
gungsgesetz genannt - bestimmt, die die Grundrechte suspen­
dierten und das Gesetzgebungsrecht der Reichsregierung über­
trugen, wobei die Weimarer Verfassung offiziell nie aufgeho­
ben, nie durch eine neue Verfassung ersetzt wurde.

Die dritte Periode war durch den Versuch gekennzeichnet, in 
den beiden durch die Spaltung Europas und Deutschlands ent­
standenen Staaten verfassungsmäßige Schlußfolgerungen aus 
dem Scheitern Weimars und der faschistischen Diktatur zu zie­
hen - in Ostdeutschland in Richtung auf den Sozialismus, in 
Westdeutschland durch den Ausbau der bürgerlichen Demo­
kratie, durch die Länderverfassung und durch das Grundgesetz

vom 23. Mai 1949 und die Verfassung der DDR vom 7. Oktober 
1949.

Wir müssen uns heute entscheiden, ob wir nur eine alte Pe­
riode deutscher Verfassung abschließen oder an der Einleitung 
einer neuen Periode gesamtdeutscher Verfassungsmäßigkeit 
mitwirken wollen. Das ist die historische Frage, vor die wir im 
Gefolge der Volksbewegung des Jahres 1989, auf die sich die 
Verfassungsgrundsätze berufen, gestellt sind. Unzweifelhaft 
entspricht die Verfassung von 1968/74 nicht mehr den gesell­
schaftlichen Verhältnissen. Ein Verfassungsentwurf ist am 
19. April 1990 in der Volkskammer diskutiert worden. Die Ver­
fassungsgruppe des Zentralen Runden Tisches hatte innerhalb 
von drei Monaten eine moderne demokratische Verfassung 
ausgearbeitet. Der Entwurf dieser Verfassung wurde nicht ein­
mal in die Ausschüsse verwiesen, sondern a limini abgelehnt. 
Frau Kögler tat damals den denkwürdigen Ausspruch: Wozu 
brauchen wir noch eine Verfassung? Minister Diestel hatte 
schon vorher seine Ablehnung der Verfassung kundgetan. 
Heute hat noch einmal der Abgeordnete Walther erklärt, die 
alte Verfassung sei bereits außer Kraft gesetzt. Ein entspre­
chend der Koalitionsvereinbarung in Verantwortung des Justiz­
ministers ausgearbeiteter Weiterentwurf - auf der Grundlage 
der Verfassung von 1949 - hat zwar das Bundeshaus erreicht, 
wurde auch teilweise veröffentlicht, uns Abgeordneten aber 
ausdrücklich nicht zugeleitet.

Jetzt haben wir diesen Entwurf von Verfassungsgrundsätzen 
erhalten, der nach einer 1. Lesung am 17. Mai diesen Jahres 
jetzt nach leichter Überarbeitung nach einer Entscheidung von 
vorgestern heute endgültig beschlossen werden soll. Die Ver­
fassung ist leicht verbessert worden. Frau Kögler hat auf einige 
Verbesserungen hingewiesen. Ich möchte vor allem hervorhe­
ben die Aufnahme eines Artikels 6 zum Schutz der Umwelt, der 
einen echten Fortschritt gegenüber den bisherigen Verfassun­
gen beider deutscher Staaten darstellt und sich auch nicht aus 
dem Staatsvertragsentwurf ergab. Im übrigen aber kann die 
grundsätzliche Kritik an diesem Entwurf nur noch einmal 
nachdrücklich wiederholt werden: Nach wie vor wird nur ent­
sprechend dem Staatsvertrag das Privateigentum gewährlei­
stet und man beschränkt sich im übrigen auf die gesetzliche 
Zulassung weiterer Eigentumsformen. Alles übrige Eigentum, 
persönliches, genossenschaftliches, staatliches, ist damit nicht 
mehr verfassungsrechtlich gewährleistet. Oder gelten insoweit 
die Bestimmungen der alten Verfassung weiter?

Frau Kögler hat leider versäumt, die abgelehnte Auffassung 
des Rechtsausschusses hier vorzutragen. Ich bitte, mir zu ge­
statten, das noch zu sagen. Das bezieht sich aber eben hierauf. 
Und zwar ging es nicht um die Hervorhebung des Privateigen­
tums. Der Rechtsausschuß hat die Gewährleistung des Privat­
eigentums und anderer Eigentumsformen vorgeschlagen. Es 
ging um die einfache Fragestellung, daß alles Eigentum ge­
währleistet sein muß. Jede normale bürgerliche Verfassung, 
auch das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland Arti­
kel 14, gewährleistet das Eigentum und nicht nur bestimmte 
Arten des Eigentums.

Eine weitere Frage ist die Regelung des Artikels 7. Der Arti­
kel 7 spricht nur vom Schutz der Arbeitskraft durch den Staat, 
und im übrigen spricht er nur von Förderung des Rechts des 
einzelnen, durch Arbeit ein menschenwürdiges Leben zu füh­
ren. Auch hier muß ich auf die Position des Rechtsausschusses 
hinweisen. Der Vorschlag des Rechtsausschusses lautete, das 
Recht auf Arbeit oder, im Falle der Erwerbslosigkeit, auf Ar­
beitsförderung sowie die Sicherung eines hohen Beschäfti­
gungsgrades im Rahmen des gesamtwirtschaftlichen Gleichge­
wichts soll gewährleistet werden. - Ich meine, das ist ein reali­
stischer Vorschlag, der ja auch mit den Darlegungen von Frau 
Kögler - wenn ich das richtig sehe - übereinstimmt. Aber die­
ser Vorschlag ist zurückgewiesen worden.

(Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner: Herr Abgeordne­
ter, gestatten Sie eine Zwischenfrage von Frau Kögler?)

Darf ich erst ein bißchen weiterreden. - Ich möchte etwas zu 
Ihrer Bemerkung sagen, daß das nicht einklagbar ist. Das ist 
wahr. Aber ich frage Sie: Wir haben ja jetzt auch beschlossen, 
oder Sie haben die Vorlage gemacht, daß die Pflicht des Staates 
und aller Bürger besteht, die Umwelt zu schützen. Das werden
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